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Peter-Rudolf Zotl

Beitrag auf der Lichtenberger Hauptversammlung am 17. Oktober 2011

Liebe Genossinnen und Genossen,

hinsichtlich der Erarbeitung von Konsequenzen aus dem Wahlergebnis haben wir ein vom Bezirksvorstand beschlossenes Verfahren = 
· Ende November Basiskonferenz mit dem Ziel, eine beschlussfähige Entscheidungsvorlage für die nächste Hauptversammlung fertig zu stellen;
· diese Basiskonferenz wird durch eine Arbeitsgruppe vorbereitet, die die Meinung der Basisorganisationen einholt und auswertet; 
· jetzt Zwischeninformation und -überlegung
Unsere AG „Wahlanalyse“ hatte dem entsprechend an alle B0 einen Brief mit 12 umfassenden Fragen geschickt; dazu gibt es bis jetzt bereits 7 ausführliche Zuschriften:

1 x Neu-Hohenschönhausen-Nord (Wahlkreis 1) – B0 215
3 x Neu-Hohenschönhausen-Süd (Wahlkreis 2) – B0 208 / 211 / 212

1 x Alt-Hohenschönhausen (Wahlkreis 3) – B0 309

2 x Karlshorst (Wahlkreis 6) – beide aus B0 42 

(
Das sind alles Wahlkreise, die wir gewonnen haben – es wäre gut, auch Schlussfolgerungen aus den Wahlkreisen zu bekommen, die wir verloren haben

Außerdem liegen mehrere schriftliche Standpunkte vor von

Marion Platta

Andreas Prüfer

Sebastian Schlüsselburg 
Peter-Rudolf Zotl

sowie eine dezidierte Ergebnisübersicht von Peter Fischer,
und es gibt die Diskussionsplattform eines Aufruferkreises um Sebastian Schlüsselburg

Insgesamt sind das etwa 15 ausführliche und gründliche Meinungsäußerungen.

Wenn auch aus zeitlichen Gründen noch nicht alle ausgewertet sind, kann man bereits jetzt einschätzen, dass 6 Themen dominieren:

1. Nüchterne Analyse ist erforderlich und nicht in Sack und Asche gehen 
· zudem sind endgültige Ergebnisse aufgrund der inzwischen korrigierten vielen Zählfehler etwas besser als die vorläufigen Ergebnisse 
· und in einer Demokratie ist der Wechsel aus der Regierung in die Opposition durchaus normal (B0 211)
· dennoch:

· jetzt keine Wahrheit scheuen oder aus Loyalität verschweigen

· und jetzt mit Veränderungen (die in vielem eine Umkehr oder Rückkehr zu alten Tugenden bedeuten) anfangen: 
· inhaltliches Profil als kapitalismuskritische Partei (mehr denn je braucht die gesellschaftliche Entwicklung antikapitalistische Regulierungsmechanismen) sowie als Partei des Alltags (Kümmerer- und Mitmach-Partei) entwickeln,
· sich dem heutigen Leben mit all seinen spezifischen Widersprüchen zuwenden,  

· Kontakte mit gesellschaftlichen Bewegungen – weit über Volkssolidarität. ISOR und GBM hinaus – wieder herstellen und intensivieren, 

· einfach wieder wissen, was im Wohngebiet vor sich geht, was die Leute wirklich bewegt – Frühwarnsystem gegenüber Vorständen und Fraktionen
· aufmerksam die politische Konkurrenz beobachten (B0 42 und 309)
· als politische Organisation wieder politisch denken (d.h. strategisch und taktisch, realistisch-machbar, bezahlbar, bündnisfähig) und nicht schlechthin ideologisch herangehen und daran die Maßstäbe ausrichten 

· die Mitglieder- und Sympathisantenbasis sowie die Führungsstrukturen deutlich erweitern und verjüngen / die Organisationsstrukturen effektivieren (beschäftigt alle)    

2. Durchweg wird die Aussage mitgetragen:

„Wahlen gewinnt man gemeinsam, und Wahlen verliert man auch gemeinsam.“ 
· Diese Wahrheit darf aber nicht zum Totschlagargument gegen eine differenzierte Ursachenanalyse werden, weil es bei aller Gemeinsamkeit eine arbeitsteilige Verantwortung gibt, und die ist um so größer, je höher die Ebene ist:  
· Gesamtbild der Partei ist ausschlaggebend für die Bewertung durch die Wähler, und die Gesamtpartei – einschließlich der Führung – macht momentan den Eindruck, als seien in ihr völlig verschiedene Parteien tätig
(
(alle Zuschriften) Einen erkennbaren Gesamteindruck herstellen (Verlässlichkeit für die Gesellschaft – Lösungen entsprechend der Realität, nicht schlechthin innerparteiliche Kompromisse) – das ist Aufgabe des Erfurter Parteitages und des Erfurter Programms 
Hier tut sich eine historische Analogie auf – Erfurter Parteitag und Programm 1891, also vor genau 120 Jahren: Momentan ist derselbe Grundfehler auszumerzen wie seinerzeit nach Gotha 1875 (Vereinigung ohne Einigung), und das Erfurter Programm war ein – nur mäßig, aber eben gelungener – Versuch, diese Einigung nachzuholen
· Zudem wird in allen Beiträgen auch die Art und Weise der innerparteilichen Auseinandersetzung kritisiert 

· sofort in die Öffentlichkeit und nicht in der Partei bleiben – gilt aber für alle

· oft Eindruck, als seien die innerparteilichen Gegensätze größer als die zwischen den konkurrierenden Parteien

· In der Landespolitik ist unter Rot-Rot viel erreicht worden, aber das tritt alles hinter einem kapitalen Fehler zurück – unter Rot-Rot ist das Wohnen unsicherer und teurer geworden (Mietenentwicklung / Wohnraumsituation / Segregation / Straßenausbaubeiträge / Wasserproblematik incl. Volksbegehren / Müllschlucker)
(
(B0 211) Hier sollten Abgeordnetenhausfraktion, aber auch die gesamte Partei alles unternehmen, um unsere Position, die wir bereits vor zwei, drei Jahren erarbeitet haben und die an der SPD gescheitert ist, aus der Opposition heraus in die gesellschaftliche Öffentlichkeit bringen
· In der Bezirkspolitik erwarten die B0, dass DIE LINKE sich stärker als Urheber für Fortschritt definiert und den unter ihrer Führung erzielten Fortschritt verteidigt.

· Allerdings gibt es eine sehr unterschiedliche Bewertung der Oppositionsrolle, die uns im Land und auch im Bezirk erwartet ( 
· hier sollten wir uns von Illusionen lösen: Man muss eindeutig von einem gestaltungspolitischen Verlust ausgehen, denn die gestaltungspolitischen Chancen sind in der Opposition – entgegen allen anderen Behauptungen – sehr gering
· deshalb die Opposition besonders intensiv nutzen, um realisierbare Alternativen (v. a. bezahlbar) und dafür Bündnispartner 

· aber keine Illusionen über die Möglichkeiten in der Opposition

(
Hauptziel muss sein, wieder Regierungsverantwortung bzw. bezirkliche Mehrheiten zu erlangen ( das sollte in der gesamten Partei und auf allen Führungsetagen so deutlich kommuniziert werden  
3. DIE LINKE in Land und Bezirk war nicht in der Lage, offensiv mit ihren Erfolgen umzugehen bzw. ihre Regierungspolitik in Land und Bezirk zu einem Basisprojekt zu machen:
· Hauptproblem: Es ist ungenügend gelungen, den Eigenanteil der LINKEN in der Koalition mit der SPD sichtbar zu machen, und es ist auch nicht gelungen, Konfliktlagen und Kompromisse ausreichend zu verdeutlichen

· (B0 212 / 309) = zudem schlechte Qualität unserer Wahlkampfmittel (zu umfangreich / zu langatmig / zu wenig pfiffig / zu sehr Vollständigkeitsprinzip / zu wenig Sprache und Denkweise der Zielgruppen ...)

· so fühlten sich Basis und Sympathisantenschaft nicht genügend inhaltlich befähigt, mit den Erfolgen unserer Regierungspolitik in die Gesellschaft zu wirken

· Das sollte ganz ernst genommen werden: 

· mehr und regelmäßige Informationsstrukturen schaffen (schriftlich / per Internet / durch ein engmaschiges Auftreten von Vorstandsmitgliedern und Abgeordneten / durch die Basisverankerung von Vorstandsmitgliedern und Ab- bzw. Verordneten usw.)

· das möglichst vor den Beschlussfassungen und dabei  auch Konflikte und Kompromisse verdeutlichen
· (BO 208) – regelmäßige öffentliche Fraktionssitzungen, auf denen Entscheidungsfindungsprozesse vergesellschaftet werden
· (B0 42) – unsere Politik auch aus der sachkundigen Auseinandersetzung mit neoliberalen Konzepten entwickeln
Aber zur Wahrheit gehört auch: 
· Ein Teil der Basis muss seine Informations- und Beratungsresistenz aufgeben, muss bereit sein, eigene Vorurteile zu revidieren, und sich überzeugen zu lassen  und zu Protagonisten der Parteientscheidungen werden wollen
· Vorstände, Abgeordnete, Verordnete, BA-Mitglieder stehen mehr denn je in der Pflicht, aber es müssen auch Bereitschaft und Willen der Basis da sein, das zu nutzen und weiter zu verbreiten

4. Die Partei insgesamt ist nicht mehr ausreichend im realen Leben verankert 
· Wenn man wie ich von Anfang an aktiv und jahrelang an der landespolitischen Spitze dabei ist, erinnert man sich, dass wir einstmals „überall dabei“ waren – und wir haben erlebt, wie das Schritt um Schritt zurück ging (biologische Gründe)
· Wir sind eine Rentnerpartei - das ist nicht schlechthin ein Organisations-, sondern ein zutiefst inhaltliches Defizit, denn uns fehlen zwei, drei Generationen in unserer Mitgliedschaft – mit ihren Lebenserfahrungen, mit ihren Erfahrungen mit der neuen Arbeitswelt usw. 

· Jetzt lebt das Gros unserer Mitglied- und Sympathisantenschaft nicht mehr in der gesamten widersprüchlichen Realität des Lebens, sondern in einem spezifischen Segment, und der Blick auf die Welt ist immer weniger vom Willen geprägt, politische Verbesserungen für Gegenwart und Zukunft einzuleiten, sondern die Politik ideologisch zu beurteilen (deutliches Beispiel ist die These: Irgendwie sei es zweitrangig, ob Regierung oder Opposition, in der Opposition könne man ja viel mehr sagen – aber dass man kaum was machen kann, wird nicht als so wichtig angesehen) 
· (B0 208) = Kritik an unserem Jugend- und Studierendenverband = gerade bei Wahlkämpfen und Diskussionen über neue Entwicklungen müssen sie mitmachen, junge Leute an der Partei interessieren, nicht bloß Geld wollen
· (B0 42) = Jugend- und Studierendenverband enger in die „normale“ B0-Arbeit einbeziehen  

(
Drei Konsequenzen:

· Erstens: Sich offensiv mit der Welt von heute, v. a. der digitalisierten Welt und ihren Folgen auseinandersetzen (es geht nicht schlechthin um Computer und Internet – es geht darum, dass sich die gesamte Produktionsweise und damit auch die Lebensweise grundlegend ändert, und deshalb müssen alle unsere bisherigen strategischen Lösungen schonungslos auf den Prüfstand)
· Zweitens: sich auf unsere basisdemokratischen Wurzeln der Wendezeit besinnen, die Kommunikation zwischen Basis, Vorständen und Fraktionen ergebnisorientiert führen und mehr Kontakte mit gesellschaftlichen Organisationen und Bewegungen 
· (Andreas Prüfer / Sebastian Schlüsselburg) = Analysen und Lösungswege im konträren Dialog aller Ebenen entwickeln 

· (B0 211) = um Jugend zu gewinnen, in die Sportvereine
· (B0 42) = sich an allen Aktionen im Wohngebiet beteiligen: Antifa, Stolpersteine säubern ... 
· Drittens: gezielt neue Bevölkerungsschichten ansprechen – dafür auch (B0 211 / 215) neue Formen (Stammtische für Lehrer, Ärzte, Selbständige / Rundgänge der Stadträte mit Schülern und Studenten / Problemdiskussionen zu strategischen Fragen.../ B0 215: Gespräche suchen mit jenen, die uns nicht so zugetan sind) 
· unsere fast alleinige Konzentration auf die bisherigen Zielgruppen hat sich als ungenügend erwiesen - (Hartz-IV-Empfangende haben stark Hartz-IV-Parteien gewählt, noch stärker bei Migrant/innen: wir machen verbindliches Integrations- und Partizipationsgesetz, und sie wählen die genau das kritisierenden Parteien mehr als uns – Grüne, SPD, CDU )  
5. Die Wahlkreisarbeit spielt eine zentrale Rolle, und die muss deutlich verbessert werden

Hier beweisen Landes- und Bezirkspolitik, dass sie für den Alltag da sind, deshalb hohe Erwartungen an Abgeordnete und Verordnete:
· Ergebnisorientierte Wahlkreisarbeit, so dass möglichst viele Menschen an konkreten Veränderungen und Verbesserungen in ihrem alltäglichen Leben unsere Tätigkeit nachvollziehen können; 

· Wahlkreisarbeit als gemeinsames Feld von AGH, BVV, aber auch B0 behandeln; 

· an möglichst vielen Veranstaltungen der soziokulturellen Zentren und sozialen Treffs, der Kiezbeiräte und Bürgerinitiativen usw. aktiv teilnehmen;

· gegebenenfalls zur Bildung von Bürgerinitiativen aufrufen und existierende Bürgerinitiativen – wenn es nur inhaltlich vertretbar ist – in jeder Hinsicht (und zur Not auch gegen die Verwaltung)  unterstützen; 

· möglichst ein breit gestreutes einheitliches Informationssystem entwickeln, das Bürgerschaft und Organisationen zugänglich ist und das sowohl über die eigene Arbeit als auch vor allem über die Politik der Partei im Land und Bezirk – und das, so oft wie möglich, vor der Entscheidung – in Kenntnis setzt. 

Als eine zentrale Frage schält sich heraus, dass sich die gewählten Abgeordneten und Verordneten intensiv vor Ort in der Partei verankern und Einfluss auf die altersmäßige, strukturelle und funktionelle Erneuerung der Partei nehmen, also

· scheinbar ganz simpel: sich selbst an der Basis organisieren, am Parteileben teilnehmen und regelmäßig zur Information und Meinungsbildung beitragen

· funktionierende Strukturen initiieren;

· ein auch für die Öffentlichkeit interessantes Parteileben organisieren; 

· selber Verantwortung übernehmen (mitunter ist eine Aufgabe als Basissprecher wichtiger als die eines Mitglieds im Bezirksvorstand); 

· gezielt neue und jüngere Leute ansprechen und zugleich offen zu sein für ältere und nicht mehr so einsatzfähige Genossinnen und Genossen; 

· unsere Basisorganisationen wieder in das „normale“ Leben zurückzuführen und in Initiativen und Bewegungen zu verankern (Kiezbeiräte, Bürgerbewegungen, lokale Sportvereine, andere Interessenorganisationen, Volkssolidarität, Kleingartenvereine, Mitgliederaktive in soziokulturellen Zentren usw.);

· Menschen aus diesen Initiativen und Bewegungen als Sympathisanten sowie als Mitglieder der Partei zu gewinnen;

· mitzuhelfen, eine Personalreserve (für Parteifunktionen, aber auch für künftige Mandate) zu schaffen, damit z.B. die nächste BVV-Liste mit ein, zwei Grundmandaten pro Wahlkreis ausgestattet sein kann;

Wir haben zwei Wahlkreise nicht gewonnen, aber im WK 5 ist unsere Kandidatin Katrin Lompscher doch ins Parlament gekommen – sie sollte wie eine Wahlkreisabgeordnete handeln
Im Wahlkreis 4 muss die BVV-Fraktion die Wahlkreis-Betreuung übernehmen; sie ist dazu legitimiert – der unterlegene Kandidat, der nun nicht im Parlament ist, kann mitmachen, aber ihm fehlt jede Legitimation, um mit Bürgern, Initiativen, Vereinen und Unternehmen zu reden, Aufträge zu übernehmen...   
Sorge, dass zu stark Fokussierung auf Wahlverein (Tunnelblick), Sorge, dass – wie normal in Wahlzeiten – nur das gemacht wird, was die Wähler wollen – das wäre Profilverlust, denn natürlich muss man sich an den Wählern orientieren, aber die Wähler orientieren sich auch an der Partei.

6. Unsere Organisationsstrukturen müssen modernisiert werden

· Wir haben einen Beschluss von 2003 – sich auf Wahlkreisebene organisieren – unterschiedlich durchgesetzt: in HSH bewährt / in Lichtenberg hat die alte Struktur z. T. zur Beeinträchtigung geführt – Verantwortung des Bezirksvorstandes
· Grundidee: es gibt 1 Basisstruktur, die auch einen gewissen öffentlichen und offiziellen Charakter hat – das ist der Wahlkreis, und an dieser Struktur orientiert sich auch die Parteiarbeit

· Grundsatz: Unsere Arbeitsstrukturen müssen mit der Wahlkreisstruktur deckungsgleich sein, sie dürfen sich nicht überschneiden oder organisationsfreie Grauzonen bilden

· Durch den monatlichen Sprecheraustausch weiß man um spezifische Probleme

· Neu würde ein ständiges Wahlkampfteam sein (mit Feindbeobachtung) 

· Was unterhalb der Wahlkreisstruktur passiert, kann alles selbst entschieden werden (Ortsverbände oder einen Mix aus Basis- und Kiezarbeit usw.)

· Es gibt auch die Überlegung, ob die traditionelle Basisarbeit – noch dazu im Wohnzimmer – auf ewig alternativlos sein muss – es gibt Ideen wie Stammtische oder regelmäßige interessante Diskussionsveranstaltungen im Kiezverband...

Liebe Genossinnen und Genossen,

es gibt – wie man sieht – bereits jetzt viele interessante und vor allem konstruktive Gedanken. Wenn noch weitere B0 ihre Überlegungen beisteuern würden, wird es uns sicherlich gelingen, der Basis ein verhandlungsfähiges Papier vorzulegen, das zu verbindlichen Beschlüssen für unsere inhaltliche und organisatorische Erneuerung führen kann. Und diese muss man dann umsetzen – nicht nur der Vorstand, sondern wir alle zusammen. 
